
2.August 1990. Aber weder der Befreiung 
unterdrückter Gruppen i n Irak noch der 
Demokratisierung Kuwaits hatte sich der 
Sicherheitsrat verpflichtet, sondern der 
Wiederherstellung der »Herrschaft der 
rechtmäßigen Regierung Kuwaits« . . . 

füigen Kramer • 

Abrüstungskonferenz: Verhandlungen über 
Chemiewaffen-Konvention in der Ab-
schlußphase - Wie einig ist die westliche 
Staatengruppe in der Verifikationsfrage? (2) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht V N 1/ 
1991 S.17f. fort.) 

Als die Abrüstungskonferenz 1991 ihre Sit­
zungen aufnahm, hatte die Operation •Wü­
stensturm' zur Beendigung der Besetzung 
Kuwaits durch Irak gerade begonnen. Die 
Furcht vor möglichen irakischen Giftgas­
angriffen hielt die Menschen i n der Reich­
weite der "Scud-Raketen Nacht für Nacht 
in Atem. Wie sich zeigen sollte, blieben die 
Erfahrungen des Zweiten Golfkriegs nicht 
ohne Resonanz i n der Konferenz. Wer aller­
dings glaubte, es werde den derzeit 39 Teil­
nehmerstaaten - der Platz der früheren 
DDR ist noch nicht wieder besetzt - des 
weltweit einzigen multilateralen Verhand­
lungsgremiums für Abrüstungsfragen (Zu­
sammensetzung: V N 2/1991 S.80) nun­
mehr gelingen, vor allem die C-Waffen-
Konvention noch i n der laufenden Konfe­
renzsession zu einem guten Ende zu brin­
gen, der sah sich getäuscht. Immer noch 
verhindern Detailprobleme die Fertigstel­
lung dieses wichtigen Vertragswerks. 
Die Konferenz hatte ihre Beratungen erst­
mals i n drei Sitzungsperioden — vom 22.Ja­
nuar bis zum 8.März, vom 16.Mai bis zum 
27.Juni und vom 25.Juli bis zum ^Septem­
ber, wie immer i n Genf - gegliedert. Sie be­
handelte die üblichen neun Themenkom­
plexe. Z u fünf davon wurden Ad-hoc-Aus­
schüsse eingesetzt. 

I . Wie i m vergangenen Jahr setzte die Kon­
ferenz zu dem Thema eines umfassenden 
Atomteststopp-Abkommens einen Ad-hoc-
Ausschuß ein. Sein Mandat blieb aber wie­
derum hinter einem Verhandlungsauftrag 
zurück. Als ein erster Schritt auf dem Weg 
zu einem umfassenden Teststopp-Vertrag 
sollten die spezifischen und miteinander 
verknüpften Probleme eines Teststopps 
einschließlich der Struktur und des Rah­
mens eines Abkommens und der Verifizie­
rung und Durchsetzung behandelt werden. 
Schon die kryptische Formulierung des 
Mandats macht die unter den Staaten be­
stehenden tiefgreifenden Differenzen in 
der Teststoppfrage deutlich, die auch schon 
auf der Konferenz der Vertragsstaaten des 
Vertrags über einen teilweisen Teststopp 
(vgl. V N 5/1991 S.172f.) zutage getreten wa­
ren. 
Dahinter stehen die auch in den vergange- -
nen Jahren immer wieder erörterten unter­

schiedlichen Sicherheitsbedürfnisse der 
von der Gültigkeit des Konzepts der nu­
klearen Abschreckung ausgehenden Staa­
ten und der Nichtkernwaffenländer. Die 
Diskussionen i n dem Ausschuß seien — so 
sein indischer Vorsitzender - auf einem 
sehr hohen technischen Niveau geführt 
worden. Allerdings sei ein umfassender 
Atomteststopp weniger eine Frage der 
Verifikationstechnik als ein politisches 
Problem. Dieses vornehmlich gelte es zu 
lösen. 
Der Vorsitzende der Ad-hoc-Gruppe wis­
senschaftlicher Experten zur Aufdeckung 
und Identifizierung seismischer Ereignisse 
berichtete über den zweiten weltweit ange­
legten Test zur Erprobung eines auf dem 
Abgleich seismischer Daten basierenden 
möglichen Verifikationssystems. 34 Staa­
ten auf allen Kontinenten seien beteiligt 
gewesen. Über sechs Wochen habe es einen 
kontinuierlichen Datenaustausch gegeben. 
Dabei seien 6 000 seismische Ereignisse 
beobachtet worden. Das Experiment sei 
ein außerordentlicher Erfolg gewesen und 
habe alles in den Schatten gestellt, was je­
mals multilateral zur Verifikation von Ab­
rüstungsmaßnahmen unternommen wor­
den sei. 

I I . Die i m Plenum der Konferenz und bei 
informellen Treffen geführten Debatten 
über die Beendigung des nuklearen Wett­
rüstens und die Verhütung von Atomkrie­
gen verliefen auch 1991 nach dem Muster 
der Vorjahre. Auch der erfolgreiche Ab­
schluß der Verhandlungen zwischen der 
Sowjetunion und den Vereinigten Staaten 
über die Kern- und Weltraumwaffen 
(START), den die Konferenz m i t Befriedi­
gung zur Kenntnis nahm, und der Beitritt 
Frankreichs zum Nichtverbreitungsvertrag 
konnten »die Gruppe der 21 > (Neutrale und 
Blockfreie) nicht davon abbringen, daß die­
se Themen unbedingt jetzt der multilatera­
len Behandlung bedürften. Der Westen hob 
erneut auf sein >ganzheitliches' Kriegsver­
hütungskonzept ab, wonach die Problema­
t i k nuklearer Kriege nicht von sonstigen 
Sicherheitsfragen abgekoppelt werden 
könne. 

I I I . M i t großem Nachdruck sind die Ver­
handlungen i m Ad-hoc-Ausschuß zu einer 
Konvention zum Verbot Chemischer Waf­
fen fortgeführt worden. Unter dem Vorsitz 
des sowjetischen Delegationsleiters Baza-
now fanden die Beratungen i n drei Arbeits­
gruppen (zu Sicherheitsfragen, Verifika­
tionsproblemen und rechtlichen sowie in ­
stitutionellen Fragen) statt. Z u den von An­
fang an intendierten Verboten der Entwick­
lung, Produktion und Lagerung von C-Waf­
fen soll nach einer Erweiterung des Ver­
handlungsauftrags jetzt auch ein Einsatz­
verbot hinzutreten. Bazanow erklärte, die 
Verhandlungen seien nunmehr i n die 
Schlußphase eingetreten. 
Die deutlichen Fortschritte sind nicht zu­
letzt auf zwei Änderungen i n der amerika­
nischen Verhandlungsposition zurückzu­
führen. Unter dem Eindruck des Zweiten 
Golfkriegs hatte Präsident Bush M i t t e Mai 
1991 erklärt, die Verhandlungen müßten 

jetzt binnen zwölf Monaten abgeschlossen 
werden. U m dies zu erleichtern, seien die 
USA bereit, auf das Recht zu verzichten, ei­
nen Chemiewaffenangriff m i t einem eben­
solchen Gegenangriff zu beantworten. Da­
her gäben sie auch ihre frühere Forderung 
auf, einen Restbestand von 2 v H ihres C-
Waffen-Arsenals behalten zu können, bis 
alle chemiewaffenfähigen Staaten der zu­
künftigen Konvention beigetreten sind. 
Die noch bestehenden Probleme sind aber 
nicht zu unterschätzen. Das gilt vor allem 
für die Verifikationsfragen, bei denen offen­
bar innerhalb der westlichen Staatengrup­
pe Meinungsunterschiede bestehen. Über­
raschend präsentierten die USA gemein­
sam m i t Großbritannien, Australien und 
Japan eine gegenüber dem bisherigen Ver­
handlungsstand modifizierte Regelung für 
die Verdachtskontrollen. Hier wird an Re­
striktionen zum Schutz vor denkbarer In­
dustrie- und Militärspionage gedacht. H i n ­
ter den neu aufgetauchten Differenzen ver­
bergen sich möglicherweise aber auch er­
hebliche Meinungsverschiedenheiten über 
den EntScheidungsprozeß i n dem Exeku­
tivrat der zu gründenden Überwachungsor­
ganisation. Dessen Zusammensetzung war 
am Ende der Session ebenso offen wie die 
Finanzierung der Organisation, die wohl an 
die tausend Mitarbeiter haben wird . 
Schätzungen gehen davon aus, daß die 
Überwachung der Vernichtung der C-Waf­
fen-Bestände über zehn Jahre jährlich etwa 
150 M i l l US-Dollar kosten könnte. Hierin 
sind die u m ein Vielfaches höheren Kosten 
der Vernichtung der Waffen selbst nicht 
enthalten. Die späteren Inspektionen i n 
den Vertragsstaaten dürften dann u m die 
60 M i l l Dollar kosten. Der deutsche Dele­
gationsleiter Adolf Ritter von Wagner be­
richtete von zwei -Probe-Inspektionen' i n 
einem großen deutschen Chemiewerk und 
auf einer Luftwaffenbasis, die gemeinsam 
m i t anderen Konferenzteilnehmern durch­
geführt worden seien. Es habe sich gezeigt, 
daß selbst i n sehr großen Anlagen Ver­
dachtskontrollen effektiv möglich seien, 
vorausgesetzt, der Verdacht ist hinreichend 
konkretisiert und das Inspektionspersonal 
zweckmäßig ausgebildet und ausgestattet. 
Wagner wird 1992 Vorsitzender des Ad-hoc-
Ausschusses zu den Chemiewaffen wer­
den. 

IV. Ein weitaus traurigeres Bild bot erneut 
der Ad-hoc-Ausschuß zum Thema Verhü­
tung eines Wettrüstens im Weltraum. Hier 
wurde die Suche nach Gegenständen, bei 
denen sich die Delegationen aufeinander-
zubewegen können, ergebnislos fortge­
setzt. 

V. Ähnlich sieht es in dem Ad-hoc-Aus­
schuß zu Sicherheitsgarantien für Nicht-
kernwaffenstaaten ?us. Erneut zeigte sich, 
daß die Sicherheitsinteressen der kernwaf­
fenbesitzenden Länder einerseits und der 
Nichtnuklearstaaten andererseits zu weit 
auseinanderliegen, u m auf der Grundlage 
einer gemeinsamen Formel zu einem Über­
einkommen über die sogenannten negati­
ven Sicherheitsgarantien für die zuletzt ge­
nannten Staaten zu gelangen. 
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V I . Wie i n den Vorjahren verliefen auch 
1991 die Arbeiten des Ad-hoc-Ausschusses 
über radiologische Waffen ergebnislos. Die 
Diskussionen i m Ad-hoc-Ausschuß seien 
jedoch hilfreich gewesen, die unterschiedli­
chen Ansätze weiter zu klären, heißt es i n 
dem Bericht des Gremiums an die Konfe­
renz. 

VII . I m Grunde erfreulich ist, daß es zu 
dem Themenbereich neue Massenvernich­
tungswaffen nichts Neues zu berichten 
gibt. Die westlichen Staaten sperrten sich 
gegen Vorschläge aus den beiden anderen 
Gruppen, eine Expertengruppe m i t dem 
Auftrag einzusetzen, neue Massenvernich­
tungsmittel zu erkennen und gegebenen­
falls Verhandlungen darüber vorzuschla­
gen. Da es keine neuen technischen Ent­
wicklungen gebe, seien - so die westlichen 
Staaten - gelegentliche Plenardebatten i n 
der Konferenz ausreichend. 

VII I . Keinen Ad-hoc-Ausschuß gab es auch 
zum umfassenden Abrüstungsprogramm. 
Zwar setzte sich die »Gruppe der 21 < wieder 
m i t Nachdruck für die Schaffung eines 
Ausschusses ein und verwies auf den ent­
sprechenden Auftrag i n der Resolution 45/ 
62E der Generalversammlung. Die westli­
chen Staaten sahen keine Möglichkeit, zu 
diesem Thema einen Konsens zu finden, 
und beriefen sich auf die bei der Abstim­
mung über die Resolution abgegebenen 
Gegenstimmen. 

IX. Die informellen Konsultationen über 
die Organisation der Konferenz und die 
Ausweitung der Mitgliedschaft haben zu 
keinen neuen Resultaten geführt. Auch die 
anstehende Besetzung des m i t der Wieder­
vereinigung Deutschlands frei gewordenen 
Platzes der früheren DDR wurde nicht er­
ledigt. Wie i n anderen multilateralen Gre­
mien w i r k t sich auch i n der Abrüstungs­
konferenz die derzeit ablaufende Neugrup­
pierung des internationalen Staatensy­
stems aus. M i t der Aufnahme zusätzlicher 
Mitgliedstaaten w i l l man offenbar warten, 
bis sich die neuen Kräfteverhältnisse deut­
licher abzeichnen. 

Horst Risse • 

B-Waffen-Übereinkommen: Dritte Über­
prüfungskonferenz erfolgreich abgeschlos­
sen - Neue vertrauensbildende Maßnah­
men vereinbart (3) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 6/ 
1986 S.211 fort. Text des Übereinkommens: 
V N 3/1972 S.105f.) 

M i t einer i m Konsens verabschiedeten 
Schlußerklärung endete die Dri t te Über­
prüfungskonferenz der Vertragsstaaten der 
Konvention über das Verbot der Entwick­
lung, Herstellung und Lagerung von bakte­
riologischen (biologischen) und Toxin-Waf-
fen und über ihre Vernichtung (kurz 
»B-Waffen-Konvention<), die vom 9. bis 
27.September 1991 i n Genf stattfand. Dem 

Übereinkommen gehörten zu Konferenz­
beginn 118 Staaten, einschließlich der 
Hauptmilitärmächte, an. Das sind 15 mehr 
als zum Zeitpunkt der letzten Überprü­
fungskonferenz 1986. Unter den hinzuge­
kommenen befindet sich auch Irak. Nach 
wie vor fehlen aber beispielsweise Israel 
und Syrien. 
Auch heute ist die B-Waffen-Konvention 
das einzige multilaterale echte Abrü­
stungsübereinkommen. Ihre Kernbestim­
mungen (Artikel I und II) verbieten denVer-
tragsstaaten Entwicklung, Produktion und 
Besitz von Mikroben oder sonstigen biolo­
gischen Agenzien zu unfriedlichen Zwek-
ken und verpflichten sie zu deren Zerstö­
rung. Die B-Waffen-Konvention ist damit 
eine wichtige Ergänzung zu dem Genfer 
Giftgas-Protokoll von 1925, das die Anwen­
dung von biologischen Waffen verbietet. In 
diesem Zusammenhang ist festzuhalten, 
daß Großbritannien angekündigt hat, sei­
nen Vorbehalt zurückzuziehen, i m Falle ei­
nes Angriffs m i t biologischen Waffen sol­
che seinerseits zu einem Gegenschlag ein­
setzen zu können. 
Die Schlußerklärung beginnt m i t einem 
feierlichen Bekenntnis der Vertragsstaaten 
zu der Konvention und ihren Zielen. Der 
Einsatz biologischer Waffen verstoße gegen 
das Gewissen der Menschheit. Allerdings 
könne die Konvention durch einen effekti­
ven Verifikationsmechanismus erheblich 
gestärkt werden (Art.VI gibt den Staaten 
bei vermuteten Vertragsverletzungen durch 
andere Staaten lediglich ein Recht zur Be­
schwerde an den Sicherheitsrat). 
Die Konferenz stellte fest, daß die nach der 
Konvention erlaubte vorbeugende friedli­
che Forschung keine Freiluftexperimente 
m i t für Menschen, Tiere oder Pflanzen 
schädlichen Stoffen rechtfertigen könne. 
Bei der Erfüllung ihrer Verpflichtung aus 
A r t . I I (Zerstörung vorhandener Arsenale 
binnen neun Monaten nach dem Beitritt 
zur Konvention) seien neue Vertragspar­
teien gehalten, alle notwendigen Maßnah­
men zum Schutz der Bevölkerung und der 
Umwelt zu ergreifen. 
Besonderen Wert legt die Schlußerklärung 
auf die Stärkung vertrauensbildender Maß­
nahmen, insbesondere den Informations­
austausch. Schon die Zweite Überprü­
fungskonferenz hatte beschlossen, daß die 
Staaten sich gegenseitig über den Ausbruch 
von Seuchen und ähnliche Ereignisse un­
terrichten sollten. Hinzu kommen jetzt 
Erklärungen der Staaten über gesetzgeberi­
sche und andere Schritte zur Umsetzung 
der Konvention, Angaben über frühere of­
fensive oder defensive biologische For-
schungs- und Entwicklungsprogramme 
und über Einrichtungen zur Produktion 
von Impfstoffen. Hierdurch soll das Ver­
trauen i n die allseitige Beachtung des 
Übereinkommens gestärkt werden. 
I m Hinblick auf Art .IX, der die Verpflich­
tung der Vertragsstaaten statuiert, auf 
eine C-Waffen-Konvention hinzuarbeiten, 
nahm die Konferenz die Fortschritte der 
Abrüstungskonferenz bei ihren entspre­
chenden Arbeiten m i t Befriedigung zur 
Kenntnis. Das gleiche gilt für die Überein­
kunft zwischen der zum Zeitpunkt der 

Konferenz noch bestehenden Sowjetunion 
und den Vereinigten Staaten über die Zer­
störung und den Produktionsstopp von 
C-Waffen vom Juni 1990. Die universelle 
C-Waffen-Konvention müsse jedoch 1992 
fertig werden. 
Jenseits des unmittelbaren Vertragszwecks 
enthält Art .X die Verpflichtung und die Be­
rechtigung der Vertragsstaaten, an der 
friedlichen biotechnologischen Forschung 
und Entwicklung teilzunehmen. Die Ent­
wicklungsländer unter den 78 bei der Kon­
ferenz vertretenen Vertragsparteien mach­
ten deutlich, daß sich der Abstand zwi­
schen den Industrieländern und ihnen auf 
diesem Gebiet erneut vergrößert habe. Das 
Schlußdokument enthält die Aussage, daß 
eine unter UN-Aufsicht einzurichtende 
weltweite Datenbank über gen- und bio­
technologische Entwicklungen ein geeig­
netes M i t t e l zur Verbesserung der Informa­
tionsflüsse sein könne. 
Nicht gelungen ist es auf der Konferenz, ei­
ne aktuelle Liste der kritischen Substan­
zen, die der Konvention unterfallen, aufzu­
stellen. Die Arbeit der Konferenz findet 
aber eine gewisse Fortsetzung durch die 
Einrichtung einer Ad-hoc-Gruppe von Re­
gierungssachverständigen, die sich aus wis­
senschaftlich-technischer Sicht m i t mögli­
chen Verifikationsmaßnahmen befassen 
und erstmals vom 30.März bis zum 10. 
A p r i l 1992 zusammentreten soll. Die näch­
ste Überprüfungskonferenz soll spätestens 
1996 stattfinden. 

Horst Risse • 

Sozialfragen u n d Menschenrechte 

Rechte des Kindes: l.Tagung des Ausschus­
ses - Vorläufige Geschäftsordnung ange­
nommen - Berichtsflut erwartet (4) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 5/ 
1990 S.192L fort. Vgl. auch Martina Palm-
Risse, Hilfe für die Wehrlosen. Die Konven­
t ion über die Rechte des Kindes, V N 3/ 
1990 S.lOlff. Text des Übereinkommens: 
V N 3/1990 S.112ff.) 

I . Offensichtlich w i r d Frauen immer noch 
eine größere Kompetenz i m Hinblick auf 
den Schutz von Kindern und die Wahrneh­
mung ihrer Belange zugetraut als Männern. 
Dies scheint sich auch i n der Zusammen­
setzung des Ausschusses für die Rechte des 
Kindes (Committee on the Rights of the 
Child, CRC) widerzuspiegeln, dessen 
Mitglieder, die i n ihrer persönlichen Eigen­
schaft tätig sein werden, am 27Februar be­
ziehungsweise l.März 1991 i n New York 
von den Vertragsparteien der Konvention 
über die Rechte des Kindes gewählt wur­
den. Über die Hälfte der Sitze i n dem zehn­
köpfigen Gremium wurde m i t Frauen be­
setzt - ein leider auch i n den Vereinten Na­
tionen viel zu seltenes Phänomen. 
Die Konvention über die Rechte des Kindes 
war am 20.November 1989, 30 Jahre nach 
der Erklärung über die Rechte des Kindes, 
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